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NEWSLETTER 
 

          
 

BIRGIT SIPPEL  
MITGLIED DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS FÜR SÜDWESTFALEN  

 

THEMEN DER PLENARWOCHE MONTAG, 12.03.2018 – DONNERSTAG, 15.03.2018 

 

 
Saubere Mobilität vorantreiben – Infrastruktur für alternative Kraftstoffe ausbauen 
Mitteilung; Kommissionsstatement und Debatte am Donnerstag, 15.03.2018, ab 9 Uhr; 
 
Erst Ende Februar hat das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig beschlossen, dass Fahrverbote im Kampf 
gegen Luftverschmutzung grundsätzlich möglich sein sollen. Das macht einmal mehr deutlich: Die Zukunft 
der Mobilität liegt in Null- und Niedrigemissionsfahrzeugen. Dafür ist eine dichte Infrastruktur für alternative 
Kraftstoffe nötig (Ladesäulen, Wasserstofftankstellen etc.). Auch aus wirtschaftspolitischen Gründen müssen 
neue Mobilitätsformen vorangetrieben werden, will Europa nicht weiter hinter die Automobilmärkte in Asien 
und Nordamerika zurückfallen. Doch die Europäische Kommission geht hier sehr zögerlich voran. Seit 2014 
gibt es eine EU-Richtlinie zum Aufbau einer Infrastruktur für alternative Kraftstoffe. Darin werden die Mit-
gliedstaaten aber nur dazu verpflichtet, nationale Strategierahmen (NPF - National Policy Framework) für 
Mindestziele bei der Infrastrukturabdeckung auszuarbeiten. Die Analyse dieser NPF hat gezeigt, dass diese 
nicht ambitioniert genug sind, weshalb die Kommission nun einen weiteren Aktionsplan vorlegt, um eine brei-
te Verwendung alternativer Kraftstoffe zu ermöglichen. 
 
Wir SPD-Abgeordneten begrüßen es, dass sich die EU-Kommission mit diesem wichtigen Thema beschäf-
tigt. Eine flächendeckende Infrastruktur für alternative Kraftstoffe ist einer der wichtigsten Schritte hin zu ei-
ner erfolgreichen und zeitnahen Verkehrswende mit emissionsarmen und -freien Fahrzeugen. Derzeit sind 
wir aber meilenweit von den ursprünglichen Zielen der Kommission für das Jahr 2020 entfernt. So gab es 
Ende 2017 europaweit gerade einmal 120.000 öffentlich zugängliche Ladestationen – im Vorschlag von 
2013 waren knapp 800.000 bis 2020 vorgesehen. Vor diesem Hintergrund soll die Europäische Kommission 
nun erklären, warum sie bei diesem wichtigen Thema konkrete Maßnahmen hinauszögert. Deshalb findet 
auf Initiative der sozialdemokratischen Fraktion im Europaparlament die Aussprache im Plenum statt. Wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten fordern außerdem die Einrichtung eines Europäischen Fonds 
für saubere Mobilität (European Clean Mobility Fund, ECMF). Dieser soll öffentliche und privatwirtschaftliche 
Finanzmittel zum Aufbau einer Infrastruktur für alternative Kraftstoffe bündeln und saubere Mobilität auf Eu-
ropas Straßen fördern. 
 
Ausblick: Der Initiativbericht des Europäischen Parlamentes zur Infrastruktur für alternative Kraftstoffe wird 
voraussichtlich im Oktober 2018 im Plenum abgestimmt. 
 
Gleichstellung der Geschlechter in Handelsabkommen der EU sichern / Initiativbericht; De-
batte am Montag, 12.03.2018, ab 17 Uhr, Abstimmung am Dienstag, 13.03.2018, ab 12.30 Uhr 
 
Handelsabkommen sind in den vergangenen Jahren zunehmend in den Fokus der europäischen Öffentlich-
keit gerückt. Wie Handel auf Menschen wirkt, hängt dabei auch stark von ihrem Geschlecht ab. Frauen wer-
den beispielsweise im Durchschnitt schlechter bezahlt, befinden sich häufiger in prekären Beschäftigungs-
verhältnissen und sind meist in anderen Wirtschaftszweigen tätig als Männer. Die EU-Kommission versucht 
dieser Realität vermehrt Rechnung zu tragen und spezifische Mechanismen in Handelsabkommen zu veran-
kern. Das erste Gender-Kapitel in einem EU-Handelsabkommen soll in das Abkommen mit Chile, das derzeit 
modernisiert wird, integriert werden. 
 
Eine breite Mehrheit des Parlaments unterstützt die EU-Kommission in ihrer Arbeit, Handelsabkommen ge-
schlechtergerechter zu gestalten. Dabei soll ein Fokus auf Folgenabschätzungen oder handelsbezogenen 
Nachhaltigkeitsprüfungen liegen, welche als Werkzeuge für die Bewertung der Auswirkungen der Handels-
politik auf die sozialen Rechte und die Menschenrechte gesehen werden.  
 
Aus Sicht von uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten reichen die bisher vorgeschlagenen Maß-
nahmen alleine nicht aus. Grundsätzlich gilt: Frauenrechte dürfen nicht als Handelshemmnisse betrachtet 
werden, Handelsabkommen sollten nicht nur genutzt werden um Wohlstand zu schaffen, sondern können 
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auch einen Beitrag zur Gleichstellung und sozialen Gerechtigkeit eines Landes beziehungsweise einer Re-
gion leisten. Handelsabkommen müssen sich in Zukunft auch immer daran messen lassen. In diesem Punkt 
ist das Gleichstellungskapitel des EU-Chile-Abkommens ein Schritt in die richtige Richtung. Wir fordern wei-
terhin, dass Expertinnen für Frauenrechte in allen Verhandlungsteams sitzen. Bei den Verhandlungen von 
Handelsabkommen müssen die Auswirkungen auf die Geschlechter grundsätzlich abgeschätzt werden, zu-
dem müssen diese nach Inkrafttreten der Abkommen kontinuierlich überprüft werden. Verbindliche und 
durchsetzbare Vorschriften sind dringend erforderlich, um die Achtung der Menschenrechte zu gewährleis-
ten, zu denen die Gleichstellung der Geschlechter sowie Umwelt- und Arbeitsrechtsschutz gehören. Wir wol-
len die EU-Handelspolitik verbessern, damit sie in allen Punkten mit den Zielen der Union in Bezug auf 
nachhaltige Entwicklung, Armutsbekämpfung und Geschlechtergleichstellung im Einklang steht.  
 
Ausblick: In einer gemeinsamen Abstimmung des Handels- und des Frauenrechteausschusses wurde der 
Bericht mit einer breiten Mehrheit verabschiedet. Eine Mehrheit gilt daher auch für die Abstimmung im Ple-
num als wahrscheinlich. 

 

 
Brexit – Parlament setzt rote Linien für zukünftige Beziehungen / Resolution; Debatte am 
Dienstag, 13.03.2018, ab 9 Uhr; Abstimmung, ab 12:30 Uhr 
 
Mit der Grundsatzeinigung zwischen der EU-27 und dem Vereinigten Königreich zu den Austrittsfragen 
(Bürgerrechte, Irland, finanzielle Verpflichtungen) vom Dezember 2017 ist die erste Phase der Brexit-
Verhandlungen abgeschlossen. Damit können im April die Gespräche über das zukünftige Verhältnis zwi-
schen der Europäischen Union und ihrem ehemaligen Mitgliedstaat beginnen. Am Freitag, 2. März, hat die 
britische Premierministerin Theresa May die britische Vorstellung für die zukünftige Partnerschaft vorgestellt. 
Das Vereinigte Königreich lehnt einen Verbleib in der EU-Zollunion und dem EU-Binnenmarkt ab, möchte 
Zölle und Handelshemmnisse aber soweit wie möglich vermeiden.  
 
Parallel werden die Arbeiten an der juristischen Umsetzung der Einigung vom Dezember weitergeführt. Die 
Europäische Kommission hat am Mittwoch, 28. Februar, einen Entwurf für das Austrittsabkommen veröffent-
licht. Dieses soll bis Oktober 2018 fertigverhandelt sein, damit ausreichend Zeit für die Ratifikation durch das 
Europäische Parlament, den Rat der EU und das britische Parlament bleiben. 
  
Für das Europäische Parlament stehen der Schutz der Bürgerrechte und die Wahrung des irischen Frie-
densprozesses an erster Stelle. Die dazu getroffene Einigung darf bei der rechtlichen Umsetzung in keiner 
Weise aufgeweicht werden. Dies schließt ein, dass zwischen Nordirland und Irland keine Landgrenze und 
keine Zollgrenze entstehen. Großbritannien muss die Zusage einhalten, dass ein regulatorisches Auseinan-
derdriften zwischen Nordirland und Irland verhindert wird. Sollte keine Alternative gefunden werden, muss 
Nordirland Teil des EU-Binnenmarktes für Güter und der Zollunion bleiben.  
Das Europäische Parlament wird einem Abkommen über die zukünftigen Handelsbeziehungen nur zustim-
men, wenn gewisse Grundsätze verwirklicht sind. So darf ein Drittstaat nicht bessergestellt werden als ein 
EU-Mitgliedstaat oder ein Staat, der Teil des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) ist. Die Integrität des 
Binnenmarktes, die Entscheidungsautonomie und finanzielle Stabilität der EU sowie die EU-Rechtsordnung 
und die Rolle des EuGH müssen gewahrt werden. Eine Sonderbehandlung für bestimmte Wirtschaftssekto-
ren lehnt das Parlament ab. Dies gilt insbesondere für Finanzdienstleistungen. Das Parlament sieht in einer 
Assoziierung des Vereinigten Königreichs eine geeignete Grundlage für die Ausgestaltung der zukünftigen 
Beziehungen in Handel, innerer Sicherheit, äußerer Sicherheit und speziellen Kooperationen, wie etwa im 
Bereich der Forschung, Kultur und dem Umweltschutz 
 
Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten unterstützen den von der Parlamentsmehrheit getragenen 
Ansatz zu den Brexit-Verhandlungen. Für die zukünftige Entwicklung der EU wir Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten den Brexit auch als Chance. Das Vereinigte Königreich gehörte zu den größten Gegner 
einer Reform der EU-Eigenmittel. Die mit dem Austritt steigende Wahrscheinlichkeit für eine Reform der EU-
Finanzierung und einen faireren und transparenteren EU-Haushalt muss genutzt werden. Auch die Weiter-
entwicklung der EU-Verteidigungsunion, die Reform der Eurozone und Schritte zu einem demokratischeren 
Europa könnten sich ohne das Vereinigte Königreich leichter durchsetzen lassen. Eine gemeinsame 
deutsch-französische Initiative sollte dafür die Grundlage bilden.  
 
Ausblick: Bevor der Europäische Rat am Freitag, 23. März, in Brüssel die Leitlinien für die Verhandlungen 
über die zukünftigen Beziehungen berät und voraussichtlich annimmt, wird sich das Europäische Parlament 
hierzu bereits am Mittwoch, 14. März, in Straßburg positionieren und seine roten Linien formulieren. Die 
Zwei-Jahres-Frist für die Verhandlungen endet am Freitag, 29. März 2019. Spätestens dann wird der Austritt 
des Vereinigten Königreichs aus der EU vollzogen. In einer Übergangsphase bis zum Auslaufen des aktuel-
len Mehrjährigen Finanzrahmens (MFR) am 31. Dezember 2020 soll das Land jedoch weiterhin wie ein EU-
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Mitgliedstaat behandelt werden, ohne in den EU-Institutionen ein Stimmrecht zu haben. Die Gespräche zu 
den zukünftigen Beziehungen können während der Übergangsphase weitergeführt werden. 
 

Finanzplanung für die Zeit nach dem Brexit / Inititativbericht; Debatte am Dienstag, 
13.03.2018, ab 15 Uhr; Abstimmung am Mittwoch, 14.03.2018, ab 12 Uhr  
 
Die aktuelle mehrjährige Finanzplanung der Europäischen Union (MFR) läuft Ende 2020 aus, und die EU-
Institutionen bereiten sich nun für den Finanzrahmen danach vor. Das Parlament verabschiedet seine Posi-
tion jetzt, um der EU-Kommission seine Standpunkte noch vor Veröffentlichung ihres Entwurfs mitzuteilen. 
Die Verhandlungen mit den EU-Mitgliedstaaten werden vor allem von der Frage bestimmt werden, wie mit 
dem Wegfall des britischen Beitrags in Höhe von bis zu 14 Milliarden Euro nach dem Brexit umgegangen 
werden soll, vor allem vor dem Hintergrund der Finanzierung neuer Aufgaben der EU. Zur Diskussion stehen 
Mehrausgaben der verbleibenden Mitgliedstaaten, aber auch drastische Kürzungen in den großen Pro-
grammen der EU.  
 
 Das Parlament schlägt einen Haushaltsrahmen vor, dessen Größe 1,3 Prozent des europäischen Bruttona-
tionaleinkommens entsprechen würde. Zum Vergleich: Der aktuelle Finanzrahmen beziffert sich auf 1 Pro-
zent des Bruttonationaleinkommens. Mehrausgaben sind nötig, wenn die EU zusätzliche Aufgaben über-
nehmen soll, etwa in der Verteidigungspolitik und im Außengrenzschutz. Frontex zu einem echten europäi-
schen Grenzschutz auszubauen, könnte die Mitgliedstaaten entlasten und das Management der EU-
Grenzen effektiver gestalten - das gibt es aber nicht umsonst: Die Kommission hat die Kosten für einen voll 
funktionsfähigen Grenzschutz auf rund 21 Milliarden Euro jährlich beziffert.  
 
Die Einnahmenlücke kann nach Ansicht des Parlaments auch durch neue Einnahmequellen geschlossen 
werden. Mit Eigenmitteln wie der von Kommissar Günther Oettinger ins Spiel gebrachten Plastiksteuer könn-
ten neue Aufgaben der EU finanziert werden, ohne die nationalen Haushalte zu belasten. Die Regierungs-
chefs dürfen dieser Diskussion nicht länger ausweichen. 
  
Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten fordern, dass die EU die finanzielle Ausstattung bekommt, 
um die Vielzahl ihrer bestehenden und neuen Aufgaben effektiv erfüllen zu können. Im Mittelpunkt sollten 
daher zusätzliche Ausgaben stehen für Programme wie Erasmus Plus und die Jugendbeschäftigungsinitiati-
ve. Für eine nachhaltige Lösung der Flüchtlingskrise müssen die EU-Grenzschutzbehörde gestärkt und die 
Investitionen in die nachhaltige Entwicklung erhöht werden.  
 
Ausblick: Die EU-Kommission wird ihren Entwurf einer mehrjährigen Finanzplanung am Mittwoch, 2. Mai 
2018 vorlegen. Dann beginnen die Verhandlungen im Rat sowie diejenigen zwischen Rat und Parlament. 
Ziel von Kommission und Parlament ist es, sich vor den Europawahlen im Mai 2019 zu einigen, um eine rei-
bungslose Implementierung der zukünftigen EU-Finanzen zu garantieren. Der Zeitplan ist auch wegen der 
nahenden Europawahl im Mai 2019 sehr ehrgeizig. Zum Vergleich: Die Verhandlungen zum aktuellen Fi-
nanzrahmen haben 29 Monate gedauert. 

 
 
US-Protektionismus – Abschottungszölle auf Stahl- und Aluminiumimporte / Debatte am 
Mittwoch, 14. März 2018, ab 8.30 Uhr 
 
US-Präsident Donald Trump hat bereits im Wahlkampf eine aggressive und protektionistische Form der 
Handelspolitik angekündigt. Die USA hätten sich seit Jahrzehnten ausnutzen lassen und es sei an der Zeit, 
endlich aktiv zu werden und amerikanische Arbeitsplätze zu schützen. Um eine Grundlage für mögliche 
handelsbeschränkende Maßnahmen auf Stahl- und Aluminiumimporte zu schaffen, fertigte das US-
Handelsministerium einen Bericht über den Einfluss von Stahl- und Aluminiumimporten auf die nationale Si-
cherheit an. Der Bericht enthielt mehrere Handelsoptionen, die von gezielten Strafzöllen, über globale Zölle 
auf alle Importe, bis hin zu Einfuhrquoten reichten. Bereits kurz nach Veröffentlichung des Berichts äußerten 
Handelsexperten aus der EU und weiteren möglichen betroffenen Länder große Bedenken hinsichtlich der 
WTO-Kompatibilität der möglichen Maßnahmen. Große Bedenken gab es auch in den Vereinigten Staaten, 
unter anderem von Seiten des US-Verteidigungsministeriums, das vor den negativen Folgen eines US-
Rundumschlags auf wichtige strategische Partnerschaften der USA warnte. Allen Warnungen und Wider-
sprüchen aus Kongress, der amerikanischen Wirtschaft und eigenen Beratern zum Trotz, verkündete Präsi-
dent Trump am 1. März 25-Prozent-Zölle auf Stahl- und 10-Prozent-Zölle auf Aluminiumimporte zu verhän-
gen, um den amerikanischen Markt abzuschotten. 
  
Das Europäische Parlament verurteilt ungerechtfertigten Protektionismus. Handel muss auf Grundlage des 
Regelwerkes der Welthandelsorganisation stattfinden. Wer diese Regeln offensichtlich bricht, muss dafür in 
Verantwortung gezogen werden.  
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Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten machen uns für fairen und regelbasierten Handel stark. Ab-
schottungsmaßnahmen, die aus rein nationalistischen Gründen durchgeführt und mit fadenscheinigen Ar-
gumenten gerechtfertigt werden, müssen mit dem gesamten Instrumentarium, das die WTO bietet, bekämpft 
werden. Europäische Stahl- und Aluminiumproduzenten zeichnen sich durch Innovation und Qualität aus. 
Diese über denselben Kamm zu scheren wie Produzenten, die ihre Überproduktion zu Dumpingpreisen auf 
den Weltmarkt werfen, ist vollkommen unakzeptabel. Die Europäische Kommission muss jetzt schnell Ge-
genmaßnahmen ergreifen und bei der WTO gegen die US-Maßnahmen vorgehen.  
 
Ausblick: Die Europaabgeordneten werden mit der EU-Kommission in Straßburg die Folgen des amerikani-
schen Protektionismus und eine mögliche Beschwerde vor der Welthandelsorganisation debattieren. 
 

 
Ermordung des slowakischen Journalisten Ján Kuciak und seiner Verlobten schonungslos 
aufklären / Stellungnahme von Rat und EU-Kommission; Debatte im Plenum am Mittwoch, 
14.03.2018, ab 15 Uhr 
 
Ende Februar wurden der 27-jährige Investigativjournalist Ján Kuciak und seine Verlobte Martina Kusnirova 
in ihrer Wohnung in dem slowakischen Dorf Veľká Mača erschossen aufgefunden. Nach ersten Ermittlungen 
geht die slowakische Polizei davon aus, dass Kuciaks Tod in Zusammenhang mit seiner Arbeit steht. So war 
der Journalist unter anderem an den Enthüllungen rund um die Panama Papers beteiligt und arbeitete in den 
Wochen vor seiner Ermordung offenbar an einer Reportage über Verstrickungen der italienischen Mafia in 
höchste Kreise der slowakischen Politik, bei denen offenbar auch EU-Mittel veruntreut wurden. Damit wäre 
die Ermordung Kuciaks nach der Ermordung der Malteserin Daphne Caruana Galizia im Oktober 2017 be-
reits der zweite Journalistenmord in der Europäischen Union binnen kurzer Zeit. Der unvollendete Text Kuci-
aks wurde unterdessen zunächst in den slowakischen Medien in Zusammenarbeit mit dem Portal Aktuali-
ty.sk, später auch in der internationalen Presse veröffentlicht.  
 
Nach einem ersten kurzen Austausch im Miniplenum am 1. März 2018 entschied die Konferenz der Präsi-
denten des Europäischen Parlaments, eine Delegation des Europäischen Parlaments zu einer sogenannten 
Fact-Finding-Mission in die Slowakei zu schicken, um sich ein eigenes Bild von der Lage vor Ort zu machen. 
Auf der zweitätigen Delegationsreise, die vom 8. bis 9. März 2018 stattfindet, treffen die acht Abgeordneten 
(je ein/e Abgeordnete/r pro Fraktion) unter anderem den slowakischen Premierminister Robert Fico sowie 
weitere Minister (Innen, Finanzen, Transport/Regionale Entwicklung), den Generalstaatsanwaltschaft, Ver-
treter der slowakischen Polizei sowie von NGOs und Journalisten.  
 
Die Aufklärung der Morde an Ján Kuciak und seiner Verlobten hat oberste Priorität. Es ist nicht hinnehmbar, 
dass Journalisten ihr Leben lassen müssen, wenn sie Verstrickungen von Politik und organisierter Kriminali-
tät aufdecken wollen. Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, aber auch die Unabhängigkeit der Medien sind 
unerlässliche Fundamente unserer gemeinsamen europäischen Wertegemeinschaft. Darüber hinaus müs-
sen Kuciaks Recherchen zur möglichen Veruntreuung von EU-Mitteln, Mehrwertsteuerbetrug und Korruption 
weiter vorangetrieben und die nötigen strafrechtlichen und administrativen Konsequenzen gezogen werden. 
Demonstrationen und Protestmärsche der slowakischen Bevölkerung unterstreichen das Bedürfnis nach lü-
ckenloser Aufklärung.  
 
Ausblick: Im Plenum des Europaparlaments werden die Ergebnisse der Delegationsreise debattiert. In der 
darauffolgenden Plenarsitzung im April erfolgt dann die Abstimmung über eine Entschließung hierzu. 
 
 
 
Wenn Sie diesen Newsletter künftig nicht mehr erhalten möchten, bitte ich um eine Nachricht an mein 
Europabüro.  
 

Kontakt:  
 
Europabüro Birgit Sippel MdEP 
Ulricherstraße 26 – 28  
59494 Soest 
Tel.: 02921/364738 
Fax: 02921/15952 
Mail: europa@birgit-sippel.de  
Internet: www.birgitsippel.de  
Facebook: www.facebook.com/BirgitSippel  
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